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I
m Schatten des völkerrechtswidrigen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine wur-
de ein Bericht veröffentlicht, der unter 
anderen Umständen die Schlagzeilen 

bestimmt hätte: Im aktuellen Report warnt 
das International Panel on Climate Change 
(IPCC) vor noch gravierenderen Klimarisi-
ken als bisher angenommen. Die Folgen 
treffen dabei vor allem vulnerable Men-
schen und Systeme mit besonderer Härte. 
Auch in Europa müssen schon heute „Aus-
wirkungen auf natürliche und menschen-
gemachte Systeme“ beobachtet werden 
– so sind Hitzewellen und Dürren häufiger 
geworden. Laut IPCC sind es die Entschei-
dungen zu Minderungs- und Anpassungs-
maßnahmen in diesem und den kommen-
den Jahren, die über das weitere Ausmaß 
und die Geschwindigkeit des Klimawan-
dels bestimmen [1]. UN-Generalsekretär 
António Guterres fasste die Dringlichkeit 
dessen im Rahmen der Pressekonferenz 
zur Vorstellung des IPCC-Berichts mit dra-
matischen Worten zusammen: „Verzögerung 
bedeutet Tod.“ [2]

Um der Klimakrise zu begegnen, hat sich 
Deutschland im Bundes-Klimaschutzgesetz 
(KSG) auf verbindliche Ziele zur Verminde-
rung der Treibhausgase (THG) verpflichtet. 
Nach einer vom Bundesverfassungsgericht 
eingeforderten Verschärfung der Ziele [3]
müssen die Emissionen bis 2030 gegenüber 
dem Referenzjahr 1990 um mindestens  
65 Prozent gesenkt werden, das Ziel der Kli-
maneutralität soll bis 2045 erreicht werden 
[4]. Für den Verkehrssektor, der aktuell knapp  
20 Prozent der deutschen Emissionen ver-
antwortet [5], wurde spezifisch festgeschrie-
ben, dass die THG-Emissionen bis zum Jahr 
2030 auf 85 Mio t CO2-Äquivalente sinken 

müssen. Das bedeutet fast eine Halbierung 
(–48 Prozent) gegenüber dem Vor-Corona- 
Jahr 2019 – in diesem Jahr entsprachen 
die Emissionen im Verkehrssektor in etwa 
dem Wert von 1990. Während die nachhal-
tige Umgestaltung des Sektors also in den 
letzten 30 Jahren stagnierte, muss sie nun 
rasant an Fahrt aufnehmen. Denn nach ei-
nem kurzen pandemiebedingten Rückgang 
der Emissionen hat der Verkehrssektor 
seine zugelassene Jahresemissionsmenge 
bereits für das Jahr 2021 wieder um circa 
3 Mio t CO2-Äquivalente überschritten und 
das Sektorziel damit verfehlt [6]. 

Welche Emissionen wurden bei dieser Be-
wertung berücksichtigt? Nach KSG werden 
dem Verkehrssektor die Emissionen des 
zivilen inländischen Flugverkehrs (interna-
tionaler Flugverkehr findet keine Berück-
sichtigung), des Straßen- und Schienen-
verkehrs sowie der Binnenschifffahrt und 
des nationalen Seeverkehrs zugeordnet. 
Mit Verantwortung für 98 Prozent der Emis-
sionen ist der Straßenverkehr dabei mit 
Abstand die wichtigste Emissionsquelle 
[7]. Dabei verursachen die Pkw-Fahrten mit 
Reiseweiten über 20 km etwa zwei Drittel 

der THG-Emissionen des Pkw-Verkehrs 
(Abb. 1).

Auch die mittelfristige Perspektive betont 
die Notwendigkeit grundlegender Verände-
rungen des Sektors: Würden alle politisch 
bereits beschlossenen Klimaschutzmaß-
nahmen konsequent umgesetzt, würde der 
Verkehrssektor sein Minderungsziel 2030 
laut Projektionsbericht massiv verfehlen 
und fast 50 Prozent mehr emittieren als 
gestattet [9]. Gleichzeitig würden auch 
die festgelegten Ziele für jedes einzelne 
Jahr bis 2030 überschritten. Mit jedem Jahr 
müssten dann zusätzlich zu den eigent-
lich vorgesehenen Einsparungen noch die 
verfehlten Einsparungen der letzten Jahre 
geleistet werden, um das CO2-Restbudget 
zur Einhaltung des 1,5°-Ziels einzuhalten. 
In letzter Konsequenz wäre schlussendlich 
der Erhalt eines lebensfreundlichen Klimas 
nur noch mit einer plötzlichen „Vollbrem-
sung“ der THG-Emissionen erreichbar. Das 
Bundesverfassungsgericht hat bereits ge-
urteilt, dass dies mit der Schonung künf-
tiger Freiheiten nicht vereinbar ist und 
wirksame Schritte zur Klimaneutralität um-
gehend eingeleitet werden müssen.

Abb. 1: 
Verteilung der 
Pkw-Fahrten, 
der Pkw-Fahr-
leistung und 
der THG-Emis-
sionen in 
Deutschland 
nach Entfer-
nungsklassen. �  

Grafik: [8]
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Antriebswende: notwendig, 
aber nicht hinreichend

Mehr als die Hälfte des deutschen Ver-
brauchs von Ölprodukten entfällt auf Ben-
zin- und Dieselkraftstoffe [10]. Für eine 
Dekarbonisierung des Verkehrssektors ist 
es selbstverständlich nötig, die Abhängig-
keit von fossilen Kraftstoffen und deren 
Nutzung so schnell wie möglich zu been-
den. In aktuellen politischen Strategien 
werden jedoch batterieelektrische Antrie-
be oft als alleinige Lösung für die Klima- 
und sonstige Nachhaltigkeitsproblematik 
im Verkehrsbereich angesehen [11]. Im 
Folgenden wird näher beleuchtet, warum 
die Verkehrswende nicht auf die Antriebs-
wende verkürzt werden darf. Vielmehr sind 
auch Maßnahmen notwendig, die auf die 
Reduktion des fossilen Kfz-Verkehrs abzie-
len [12]. 

Knappheit von regenerativ  
erzeugtem Strom

Im Jahr 2021 deckten erneuerbare Ener-
gien 41 Prozent (234 TWh) des gesamten 
Stromverbrauchs in Deutschland [13]. 
Für das Jahr 2040 wird ein zusätzlicher 
Stromverbrauch im Verkehr von 129 [14] 
bis 161 TWh [15] prognostiziert. Unter Be-
rücksichtigung anderer Sektoren mit stark 
steigendem Stromverbrauch (im Wesent-
lichen Industrie) ergibt sich gegenüber 
2018 eine Zunahme des gesamten Strom-
verbrauchs um 51 Prozent bis 2040 und 
um 71 Prozent bis 2045 [16]. Erneuerbarer 
Strom ist also keineswegs im Überfluss 
vorhanden, sondern ein knappes Gut. 
Sollen Elektrofahrzeuge (Electric Vehicles 
– EV) tatsächlich einen Beitrag zur Klima-
neutralität leisten, muss die Energiewen-
de drastisch forciert werden, um die erfor-
derlichen Strommengen in relativ kurzer 
Zeit ausschließlich mit Hilfe erneuerbarer 
Energien bereitzustellen.

Energie- und Ressourcenverbrauch 
für die Herstellung der Batterien

Nicht nur für den Betrieb, sondern auch für 
die Herstellung von EV – insbesondere de-
ren Batterien – sind erhebliche Mengen an 
Energie und Rohstoffen nötig. Diese vor- 
und nachgelagerten Prozesse werden nicht 
dem Sektor Verkehr, sondern dem Sektor 
Industrie zugerechnet. Wird Klimaneutrali-
tät im Verkehr angestrebt, so muss jedoch 
im Sinne einer Lebenszyklusbetrachtung 
auch diese Energie aus erneuerbaren Quel-
len bereitgestellt werden. Dies verschärft 
das Problem der Knappheit erneuerbarer 

Energien. Im Hinblick auf das Ziel eines 
sparsamen Umgangs mit ökonomischen 
und stofflichen Ressourcen erscheint es 
ohnehin fragwürdig, die vorhandenen 
59,6 Mio Kfz [17] durch ebenso viele EV zu 
ersetzen.

Weitere künftige Zulassung und 
„Restlaufzeit“ fossil betriebener Kfz

Das durchschnittliche Alter aller in 
Deutschland zugelassenen Kfz beträgt etwa  
11,5 Jahre (nur Pkw: 10,1 Jahre) [18]. Wird 
berücksichtigt, dass in Deutschland zuge-
lassene Kfz nach dem Ende ihrer inländi-
schen Nutzungsdauer oft noch viele Jahre in 
ärmeren Ländern weiter betrieben werden, 
wird deutlich, wie träge eine Veränderung 
der Fahrzeugflotte – vor allem im weltweiten 

Maßstab – umgesetzt werden kann. Für die 
Einhaltung des CO2-Restbudgets ist jedoch 
eine schnelle Emissionsreduktion notwen-
dig.

Zu den rein fossil betriebenen Kfz kommen 
noch Hybridfahrzeuge hinzu: Im Jahr 2021 
verfügte fast die Hälfte der neu zugelasse-
nen Pkw mit elektrischem Antrieb zusätz-
lich über einen Verbrennungsmotor (rein 
elektrisch: 13,6 Prozent, hybrid: 12,4 Prozent 
aller Neuzulassungen [19]. Da solche Fahr-
zeuge in vielen Fällen überwiegend im Ver-
brenner-Modus gefahren werden und eine 
besonders hohe Masse mit entsprechend 
erhöhtem Energieverbrauch aufweisen, 
können sie keinen nennenswerten Beitrag 
zur Emissionsminderung des Straßenver-
kehrs leisten.
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Rebound-Effekte

Die im Verhältnis zu Kfz mit Verbren-
nungsmotor niedrigeren Betriebskosten 
von EV sowie die wahrgenommene gerin-
ge Umweltbelastung verleiten zur Zurück-
legung größerer Distanzen und/oder zur 
Verlagerung von Wegen vom Umweltver-
bund auf den motorisierten Individualver-
kehr (MIV). Eine norwegische Studie hat 
gezeigt, dass Käufer von EV ihre ÖPNV- 
Nutzung zugunsten der Pkw-Nutzung auf 
ihren Arbeitswegen deutlich reduziert 
haben [20]. Durch Rebound-Effekte wird 
das Einsparpotenzial der Effizienzsteige-
rung nicht oder nur teilweise realisiert. In 
Prognosen zu den THG-Emissionen des 
Verkehrs werden Rebound-Effekte häufig 
nicht berücksichtigt; so wird zum Beispiel 
in Prognos et al. (2021) von einer konstan-
ten Personenverkehrsleistung ausgegan-
gen [21].

Zwischenfazit

Klimaneutralität und insbesondere eine 
im Sinne des CO2-Restbudget-Ansat-
zes hinreichend zügige Reduktion des 
CO2-Ausstoßes sind nur erreichbar, wenn

–– sowohl Betrieb als auch Herstellung 
der EV mit zu 100 Prozent regenerativ 
erzeugtem Strom erfolgen,

–– EV bei den Neuzulassungen hinrei-
chend schnell und umfassend Fahr-
zeuge mit Verbrennungsmotor ver-
drängen, das heißt eine entsprechende 
Änderung des Kaufverhaltens eintritt. 

Daraus ergeben sich zwingend folgende 
Anforderungen an eine Nachhaltigkeits-
strategie unter Einbeziehung von EV:

–– eine drastische Forcierung der Energie-
wende (Intensität und Tempo abhängig 

von der als erforderlich erachteten An-
zahl der Fahrzeuge),

–– die Setzung entsprechender Anreize 
und/oder Regulierungen für Kauf bezie-
hungsweise Zulassung neuer Kfz.

 
Des Weiteren existieren diverse nicht kli-
mabezogene Nachhaltigkeitsprobleme des 
Kfz-Verkehrs, die nicht mit der Antriebsart zu-
sammenhängen und somit auch nicht durch 
eine Antriebswende gelöst werden können:

–– Flächeninanspruchnahme,
–– Kapazitätsengpässe der Straßeninfra-

struktur,

–– Verkehrssicherheit,
–– Lärm ab einer Geschwindigkeit von 

50 km/h,
–– Feinstaub durch Reifenabrieb.

 
Die Antriebswende erweist sich damit als 
notwendige Teilstrategie auf dem Weg zur 
Klimaneutralität des Verkehrs, nicht jedoch 
als allein hinreichende Strategie. EV können 
zwar einen unverzichtbaren Beitrag zur Kli-
maneutralität leisten, sollten aber in eine 
integrierte Gesamtstrategie eingebettet 
sein, die auch Vermeidung und Verlagerung 
des Kfz-Verkehrs auf weniger ressourcen-
intensive Modi sowie eine Reduktion der 
Anzahl privater Kfz zugunsten gemeinsamer 
Nutzungsformen beinhaltet.

Strategien zur Reduktion  
des Kfz-Verkehrs

Integrierte Push- und Pull-Strategie

Transformationsprozesse wie die Verkehrs-
wende benötigen hinreichende Akzeptanz 
und Unterstützung in der Bevölkerung. So-
genannte „Pull-Maßnahmen“ – alle Maß-
nahmen, die ein gewünschtes Verhalten 
attraktiver gestalten – finden in der Bevöl-
kerung meist große Zustimmung. Allein 
eingeführt sind sie jedoch nicht wirksam 
genug. „Push-Maßnahmen“ hingegen – also 

Abb. 2: Mo-
dal-Split-Änderun-
gen bei Käufern 
von EV auf dem 
Weg zur Arbeit.�  

Grafik: [22], auf Basis 
von  [20]

Tabelle 1:  Wirkungen unterschiedlicher Planfälle auf die CO2-Emissionen auf 
Basis von Modellrechnungen für Kassel [24].

Planfall 
Prognosejahr 2030 Wesentliche Maßnahmen

Veränderung des  
CO2-Emissionen 
gegenüber dem 
Prognose-Nullfall

P1.1
Ausbau des ÖPNV 
(Pull-Maßnahmen)

–– Ausbau des Tram-Netzes 
–– Taktverdichtung im gesamten Netz, die zu 

einer Steigerung der Betriebsleistung im 
ÖPNV um 62 % führt

– 1%

P1.2
Begrenzung des MIV 
(Push-Maßnahmen)

–– Senkung der zulässigen Höchstgeschwin-
digkeit auf 30 km/h 

–– Umgestaltung des Straßenraums auf 
ausgewählten Hauptverkehrsstraßen 
zulasten des Kfz-Verkehrs (Wegfall von 
Kfz-Fahrstreifen)

– 12%

P2
Kombination von 
Push- und Pull-Maß-
nahmen

Maßnahmen aus P1.1 und P1.2 – 13%

P3
Erweiterte Kombina-
tion von Push- und 
Pull-Maßnahmen

Maßnahmen aus P2 und zusätzlich

–– Abschaffung von Pkw-Stellplätzen
–– Erhöhung der Parkgebühren
–– Ausbau Radverkehrsinfrastruktur 

– 19%
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Maßnahmen, die darauf abzielen, ein uner-
wünschtes Verhalten unattraktiver zu gestal-
ten – sind häufi g sehr wirksam, erfahren aber 
deutlich weniger Akzeptanz [23].

So zeigte eine Untersuchung [24] für die 
Stadt Kassel, dass ein erheblicher Ausbau 
des ÖPNV alleine die CO2-Emissionen nur 
um etwa 1 Prozent senken würde. Dage-
gen würde eine Begrenzung der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit auf 30 km/h inner-
orts und der Wegfall von Kfz-Fahrstrei-
fen auf einigen Hauptverkehrsstraßen die 
CO2-Emissionen um etwa 12 Prozent verrin-
gern. Eine ausreichende Kapazität im ÖPNV 
vorausgesetzt, wären die hier untersuchten 
Push-Maßnahmen also zwölf Mal so wirk-
sam wie die untersuchten Pull-Maßnahmen. 
Am effektivsten ist jedoch eine geeignete 
Kombination von Push- und Pull-Maßnah-
men (Tab. 1).

Um erfolgreich mit dem nötigen Rückhalt in 
der Bevölkerung einen Umstieg auf ÖV, Fuß- 
und Radverkehr zu fördern, ist es daher not-
wendig, Maßnahmenpakete zu schnüren, die 

gleichermaßen Push- und Pull-Maßnahmen 
enthalten. So kann hohe Akzeptanz mit guter 
Wirksamkeit kombiniert werden. „Die Push- 
und Pull-Strategien ausländischer Kommunen 
zeigen, dass preispolitische Instrumente genutzt 
werden können, um die Verkehrsnachfrage im 
Sinne des Push-Eff ekts zu beeinfl ussen (= weniger 
Autoverkehr) und erwünschte Verhaltensweisen 
zu fördern (etwa Verbesserung oder Verbilligung 
des ÖPNV-Angebots).“  [25]

Straßenbenutzungsgebühren, idealerweise 
in Kombination mit Pull-Maßnahmen, zäh-
len zu den wirksamsten Instrumenten für 
eine Reduktion des Kfz-Verkehrs, wie viele 
Studien zu City-Maut-Systemen zeigen. So 
wurde beispielsweise das Verkehrsaufkom-
men im Kfz-Verkehr in den Mautzonen in 
Göteborg um 13 Prozent, in Stockholm um 
20 Prozent und in London um 27 Prozent 
reduziert [26]. Bei der Einordnung dieser 
Veränderungen sind neben spezifi schen 
Rahmenbedingungen parallel umgesetzte 
Maßnahmen – insbesondere der Ausbau des 
ÖV – zu berücksichtigen. Pull-Maßnahmen 
erhöhen nicht nur die Akzeptanz der Bevöl-

kerung aufgrund attraktiver Alternativen, 
sondern sind zwingend erforderlich, um die 
zusätzlichen Kapazitäten für den verlagerten 
Kfz-Verkehr zu schaffen.

Bei Maßnahmen, die ein Umdenken und 
Verlassen eingeübter Verhaltensroutinen 
erfordern und unter Umständen kontrovers 
sind, kann zunächst die probeweise Einfüh-
rung im Rahmen eines Verkehrsversuchs er-
wogen werden. So können praktische Erfah-
rungen gesammelt werden und Maßnahmen 
nötigenfalls noch angepasst werden. Darü-
ber hinaus lässt sich häufi g allein durch die 
(probeweise) Einführung einer Maßnahme 
eine gesteigerte Akzeptanz dafür feststellen. 
Dies hat sich beispielsweise bei Einführung 
der City-Maut in Stockholm gezeigt [27].

Zusammenwirken aller 
Planungsebenen

Die Klimakrise ist eine globale Herausfor-
derung, die nur durch ein Zusammenwir-
ken aller Planungsebenen bewältigt werden 
kann. Grundlegende Rahmenbedingungen 
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werden auf der Ebene der EU, des Bun-
des und der Länder getroffen und geben 
so den Gestaltungsrahmen für die Kom-
munen und den ÖPNV vor. Dies gilt vor 
allem für ordnungs- und preispolitische 
Vorgaben, wie zum Beispiel die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit im Straßennetz, 
Voraussetzungen für die Einführung einer 
Parkraumbewirtschaftung sowie steuer- 
und finanzrechtliche Vorgaben. Beson-
ders der Bund nutzt die Potentiale von 
Push-Maßnahmen nur teilweise, obwohl 
gerade die Bundespolitik die größten 
Handlungsmöglichkeiten aller Planungs-
ebenen hinsichtlich der Einhaltung der 
Klimaschutzziele im Verkehr hat. Im Sin-
ne der integrierten Push- und Pull-Stra-
tegie sollten Bund und Länder neben der 
Umsetzung von den den Kfz-Verkehr ein-
schränkenden Maßnahmen im eigenen 
Handlungsbereich den Kommunen mehr 
Möglichkeiten für eine Umsetzung von 
Push-Maßnahmen geben. Dies wurde zum 
Beispiel beim Bewohnerparken umge-
setzt, bei dem die maximale Gebührenhö-
he bis vor zwei Jahren bundeseinheitlich 
durch den Bund festgelegt war.

Zusätzlich bedarf es einer strategischen 
Verkehrs- und Infrastrukturpolitik auf Bun-
desebene, die auf normative Vorgaben 
und politische Ziele ausgerichtet ist. Dies 
erfüllt die aktuelle Bundesverkehrswege-
planung mit seiner Ausrichtung auf pro-
gnostizierte Verkehrsbedarfe nicht [28]. 
Eine zielorientierte Planung wie die kom-
munale Verkehrsentwicklungsplanung ist 
seit Jahren Stand der Technik und sollte 
auch auf der Bundesebene umgesetzt wer-
den.

Berücksichtigung und Kombination 
aller Handlungsfelder

Anknüpfend an eine integrierte Push- und 
Pull-Strategie, ist es wichtig, dass Maßnah-
men unterschiedlicher Handlungsfelder 
berücksichtigt und kombiniert umgesetzt 
werden. Dabei verstärkt die Kombination 
von Maßnahmen gleicher Wirkrichtung 
ihre Wirksamkeit. Das in Abbildung 3 
dargestellte Handlungskonzept zeigt die 
wichtigsten Handlungsfelder mit exemp-
larischen Maßnahmentypen, die zu einer 
Reduzierung des Kfz-Verkehrs beitragen 
können. Die genannten Maßnahmentypen 
beziehen sich dabei auf unterschiedliche 
Planungsebenen. 

Zur effektiven Senkung von THG-Emis-
sionen im Kfz-Verkehr müssen vor al-
lem Fahrten mit langen Reiseweiten 
reduziert beziehungsweise verlagert 
werden, da diese den Großteil der ver-
kehrsbedingten THG-Emissionen verur-
sachen (Abb. 1). Dies betrifft vor allem 
Stadt-Umland-Verkehre sowie den Fern-
verkehr, der sich im Weiteren aus priva-
ten Übernachtungsreisen, privaten Tages- 
und Geschäftsreisen zusammensetzt. Auf-
grund der Eigenschaften dieser Fahrten ist 
eine Verlagerung fast ausschließlich auf 
den ÖV möglich, der Radverkehr kann le-
diglich einen sehr kleinen Beitrag zum Kli-
maschutz leisten – auch wenn er natürlich 
ein wichtiger Baustein für die Verkehrs-
wende insgesamt darstellt.

Ein häufig wenig beachteter Baustein ist 
die Vermeidung von Pkw-Fahrten durch 
Möglichkeiten der virtuellen Mobili-

tät. Die Covid-19-Pandemie hat gezeigt, 
dass durch die Inanspruchnahme von 
Home-Office Pendlerfahrten vermieden 
und durch eine Nutzung von Videokonfe-
renzen die Anzahl der Dienstreisen redu-
ziert werden können. Beide Verkehrsarten 
erzeugen eine hohe Pkw-Fahrleistung 
und bieten damit ein relativ großes Po-
tential, um THG-Emissionen zu verrin-
gern. So kommen Lambrecht et al. (2021) 
zum Ergebnis, dass durch Home-Office  
unter Berücksichtigung von Rebound- 
Effekten (zusätzliche Fahrten, die bis-
her auf dem Arbeitsweg erledigt werden;  
Umzug von Stadt auf Land) zwischen  
1,5 und 4,1 Mio t THG-Emissionen ver-
mieden werden können. Bei Dienstrei-
sen wird das Minderungspotential auf  
2,5 bis 5,0 Mio t THG-Emissionen ge-
schätzt [29].

Aufgrund der Dringlichkeit, die verkehrsbe-
dingten THG-Emissionen zu senken, sollte 
eine Priorisierung von Maßnahmen hin-
sichtlich Wirksamkeit und Umsetzungs-
dauer vorgenommen werden. Ordnungs-, 
preis- und steuerpolitische Maßnahmen 
können relativ schnell realisiert werden 
und haben – insbesondere als Push-Maß-
nahmen – eine hohe Wirksamkeit. Um die 
erforderlichen zusätzlichen Kapazitäten 
im ÖV zu gewinnen, ist eine Ausweitung 
und Beschleunigung des ÖV-Angebotes 
erforderlich. Da größere Infrastrukturmaß-
nahmen in der Regel lange Planungs- und 
Umsetzungszeiten haben, ist eine Prio-
ritätensetzung auf schnell umsetzbare 
Maßnahmen beziehungsweise Maßnah-
mentypen wichtig. Dies kann zum Beispiel 
bedeuten, zunächst vorhandene Buslinien 
zu verdichten und/oder neue Buslinien 
einzurichten, um den Zeitraum der Ent-
wurfs- und Bauphase neuer Bahnstrecken 
zu überbrücken. Dennoch sind Infrastruk-
turmaßnahmen langfristig erforderlich, 
um die für die Klimaneutralität erforderli-
chen Kapazitäten im ÖV zu schaffen.

Fazit

Um die Klimaschutzziele im Verkehr ein-
zuhalten, sind sowohl eine Elektrifizierung 
der Fahrzeugflotte in Verbindung mit einer 
Steigerung des Anteils regenerativ erzeug-
ten Stroms, als auch eine Reduzierung der 
Fahrleistung fossil angetriebener Kfz zwin-
gend notwendig. Aufgrund von Rebound- 
Effekten bei der Umstellung auf EV kann 
vermutet werden, dass die Reduzierung 
der Kfz-Fahrleistung einen noch größeren 
Beitrag leisten muss als in vielen Studien 
prognostiziert. Diese Reduzierung erfor-

Abb. 3: Handlungsfelder eines integrierten Handlungskonzepts.� Grafik: Darstellung der Autoren
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Zusammenfassung / Summary

Strategien zur Einhaltung der Klimschutzziele  
im Verkehr
Um der Klimakrise zu begegnen, hat sich Deutschland im Bundeskli-
maschutzgesetz verpflichtet, die Treibhausgasemissionen des Ver-
kehrssektors bis 2030 um 48 Prozent gegenüber 2019 zu reduzieren 
und bis 2045 Klimaneutralität zu erreichen. Eine Strategie, die dabei 
ausschließlich auf die Antriebswende zu Elektrofahrzeugen setzt, 
stößt jedoch an verschiedene Grenzen, insbesondere die Knappheit 
von Strom aus erneuerbaren Quellen selbst bei der notwendigen For-
cierung der Energiewende. Es bedarf daher einer integrierten Strate-
gie, die neben der Antriebswende mehrere Ebenen umfasst: ineinan-
der greifende Maßnahmen in allen Handlungsfeldern, insbesondere 
Push- und Pull-Maßnahmen (restriktive Maßnahmen kombiniert mit 
Angebotsverbesserungen im Umweltverbund), sowie ein Zusammen-
wirken aller Planungsebenen vom Bund bis zu den Kommunen. Auf-
grund des großen Beitrags langer Fahrten zu den THG-Emissionen 
spielt eine Verlagerung dieser Wege auf den Öffentlichen Verkehr eine 
besondere Rolle zur Emissionsreduktion.

Strategies for meeting climate protection targets  
in transport
To tackle the climate crisis, Germany has committed itself with the 
Federal Climate Change Act (Bundesklimaschutzgesetz) to reduce its 
greenhouse gas emissions by 48 per cent by 2030 compared to 2019 
and to achieve carbon neutrality by 2045. However, a strategy, that re-
lies solely on changing the drive of cars from fuel to electric (drive tran-
sition), encounters various limits, in particular the scarcity of electricity 
from renewable sources even with the necessary push for the energy 
transition. Therefore, an integrated strategy is needed, that comprises 
several in addition to the drive transition: intertwined measures in all 
fields of action, especially push and pull measures (restrictive meas-
ures that are combined with the improvement of walking, cycling and 
public transport), as well as an interoperation of all levels of planning 
from the federal to the local level. Due to the large contribution of longer 
trips to the GHG emissions, shifting these trips to public transport plays 
a crucial role in reducing emissions. 
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dert eine erhebliche Vermeidung und Ver-
lagerung auf den Umweltverbund, wobei 
aufgrund der Nachfragestruktur und Wirk-
samkeit längere Fahrten im Fokus stehen.

Dabei haben Push-Maßnahmen, die die At-
traktivität des Kfz-Verkehrs einschränken, 
eine deutlich höhere Effektivität als Anrei-
ze für die Nutzung des Umweltverbundes. 
Diese Pull-Maßnahmen sind allerdings 
aus Kapazitäts- und Akzeptanzgründen 
ebenso notwendig, um eine Reduzierung 
des Kfz-Verkehrs zu erreichen.

Aufgrund der Größe der Herausforderung 
ist es erforderlich, dass auf allen Planungs-
ebenen – idealerweise abgestimmt – eine 
integrierte Push- und Pull-Strategie unter 
Berücksichtigung sämtlicher Maßnahmen-
typen verfolgt wird. Der Bund und die Län-
der haben dabei allerdings einen größeren 
Hebel, da sie einerseits die Rahmenbedin-
gungen für die Kommunen festlegen und 
andererseits ohne sie eine Beeinflussung 
des kommunenübergreifenden Fern- und 
Regionalverkehrs nur teilweise möglich 
ist.

Neben einem kontinuierlichen Ausbau 
des ÖV-Angebots sind kurzfristig wirksame 
Maßnahmen erforderlich, um schnell die 
THG-Emissionen zu reduzieren. Dazu zäh-
len vor allem Interventionen im Bereich 
der Ordnungs-, Preis- und Steuerpolitik. 
Aufgrund der langen Reiseweiten kommt 
dem ÖV eine Schlüsselrolle bei der Ein-
haltung der Klimaschutzziele zu. Er muss 
in der Lage sein, die angestrebten Verlage-
rungen des Kfz-Verkehrs aufzunehmen und 
dabei mit verlässlichen und attraktiven 
Dienstleistungen zu überzeugen.
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